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1. Kapitel

Einleitung

A. Aktualität des Themas

Dem betriebsverfassungsrechtlichen Unterlassungsanspruch des Arbeitsgebers
gegen den Betriebsrat schenkten Wissenschaft und Praxis über mehrere Jahrzehnte
wenig Beachtung. Dies überrascht umso mehr, führt man sich die seit den achtziger
Jahren lebhaft geführte Diskussion um einen allgemeinen Unterlassungsanspruch
des Betriebsrats gegen den Arbeitgeber vor Augen.1 Im Hinblick auf die Konstel-
lation Arbeitgeber – Betriebsrat gingen Rechtsprechung und herrschendes Schrift-
tum dagegen in großer Einmütigkeit durchgängig von dem Vorhandensein eines
spezifisch betriebsverfassungsrechtlichen Unterlassungsanspruchs aus.

Formeller Ausgangspunkt für diese Rechtsprechungslinie war der Beschluss des
6. Senats des BAG vom 22.7.1980. In einem Zeitungsverlag war es zu Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber gekommen, in deren Folge
der Betriebsrat an die Belegschaft gerichtete Informationsschreiben herausgab. In
diesen setzte er sich kritisch mit Fragen der betrieblichen (Neu-)Organisation aus-
einander. Der Arbeitgeber verlangte daraufhin vom Betriebsrat die Unterlassung der
Verlautbarungen wegen Störung der betriebsverfassungsrechtlichen Ordnung und
Verletzung des Gebots zur vertrauensvollen Zusammenarbeit. Zwar unterlag der
Arbeitgeber im Ergebnis vor dem BAG wegen prozessualer Besonderheiten. Der 6.
Senat entschied jedoch, dass bei einerAuslegung des § 74Abs. 2 Satz 2BetrVGnach
dem Wortlaut und der Systematik eine Unterlassungspflicht bestehe, mit der ein im
Beschlussverfahren durchsetzbarer Unterlassungsanspruch des Arbeitgebers gegen
den Betriebsrat korrespondiere.2

Weitergeführt wurde diese Rechtsprechung in der sogenannten „Raketenent-
scheidung“ vom 12.6.1986. Der Arbeitgeber verlangte in dem Verfahren von dem
Betriebsrat, es zu unterlassen, Flugblätter, die sich gegen die Stationierung von
Pershing II – Raketen in der Bundesrepublik aussprachen, im Betrieb am schwarzen
Brett aufzuhängen. Dies bewertete der Arbeitgeber als Verstoß gegen das Verbot
parteipolitischer Betätigung nach § 74 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 BetrVG. Wiederum

1 Dazu aus neuerer Zeit Lobinger, ZfA 2004, 101 (114 ff.) und näher unter 2. Kapitel A.
III. 1.

2 BAG v. 22.7.1980, 6 ABR 5/78, AP BetrVG 1972 § 74 Nr. 3 unter 2.



der 6. Senat gab dem Begehren des Arbeitgebers statt,3 ohne noch einmal näher
gerade auch für § 74 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 BetrVG die Unterlassungspflicht und
den ihr korrespondierenden Unterlassungsanspruch im Wege der Auslegung zu er-
mitteln. Vielmehr übernahm er im Ergebnis die zu § 74 Abs. 2 Satz 2 BetrVG
aufgestellte Rechtsprechung auch für § 74 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 BetrVG.4 In
Anbetracht des zuvor ergangenen Beschlusses vom 22.7. 1980 verzichtete der Senat
wenig überraschend auf eine erneute, separate Erörterung des Bestehens eines
Unterlassungsanspruchs gerade für das Verbot parteipolitischer Betätigung.

In der Folgezeit erkannte das BAG auch in einem weiteren Fall und für eine
weitere betriebsverfassungsrechtliche Norm einen Unterlassungsanspruch des Ar-
beitgebers gegen den Betriebsrat an. So bejahte es für § 79 Abs. 1 Satz 1 BetrVG
ebenfalls das Bestehen eines Unterlassungsanspruchs gerade auch gegen den im
Wortlaut nicht genannten Betriebsrat. Über Bedenken, dass anders als in § 74 Abs. 2
BetrVG in § 79 Abs. 1 Satz 1 BetrVG kein ausdrückliches Unterlassungsgebot
normiert sei, setzte sich der 6. Senat mit der Begründung hinweg, es sei gesetzes-
technisch nicht ungewöhnlich, Ansprüche lediglich durch die Normierung von
Verpflichtungen zu begründen.5Erneut wird erkennbar, dass der entscheidende Senat
in den 1980er Jahren ohne Zögern von einer Verpflichtung auf einen korrespon-
dierenden Unterlassungsanspruch schloss.

Fallgestaltungen zu § 74 BetrVG haben für die Frage des Unterlassungsanspruchs
eine besondere Bedeutung, weil die Norm inhaltlich hinreichend weit ist, um ver-
schiedenartige Sachverhalte zu erfassen. So können z.B. neben den „klassischen“
Fällen von parteipolitischer Betätigung (z.B. durch Tragen von Plaketten, Vorzeigen
von Plakaten oder Aushängen am schwarzen Brett) auch neuartige Verhaltensweisen
wie die Vorratsdatenspeicherung unter die Norm subsumiert werden. Auch hier stellt
sich dann die Frage nach Unterlassungsansprüchen des Arbeitgebers bei rechtwid-
rigem Verhalten des Betriebsrats.6

Daneben regelt § 74 Abs. 2 Satz 1 BetrVG, dass Maßnahmen des Arbeitskampfs
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat unzulässig sind. Für § 74 Abs. 2 Satz 1
BetrVG fehlt es an Entscheidungen des BAG, die sich explizit auf diese spezielle
Norm stützen und gerade für diese Vorschrift die Frage eines Unterlassungsan-
spruchs erörtern. Zwar geht ein Teil der LiteraturmitVerweis auf einenBeschluss des
BAG vom 5.12.1978 vom Bestehen einer gegen den Betriebsrat gerichteten Un-
terlassungspflicht auf Basis des § 74 Abs. 2 Satz 1 BetrVG aus.7 Jedoch behandelt
die Entscheidung nicht explizit einen Unterlassungsanspruch nach § 74 Abs. 2

3 BAG v. 12.6.1986, 6 ABR 67/84, AP BetrVG 1972 § 74 Nr. 5 unter II. 1.
4 BAG v. 12.6.1986, 6 ABR 67/84, EzA § 74 BetrVG 1972 Nr. 7 unter IV.
5 BAG v. 26.2.1987, 6 ABR 46/84, AP BetrVG 1972 § 79 Nr. 2 unter II. 2. b).
6 Zu einem solchen Fall vgl. LAG Hamburg v. 26.11.2009, 7 TaBV 2/09, juris Rz. 142 ff.;

zustimmend Jordan/Bissels/Löw, BB 2010, 2889 (2893).
7 ErfK/Kania, § 74 BetrVG Rn. 11 unter Verweis auf BAG v. 5.12.1978, 6 AZR 485/76,

AiB 2011, 471 (472).
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Satz 1 BetrVG; im zu entscheidenden Fall ging es um einen Entgeltanspruch von
Betriebsratsmitgliedern, die während eines Arbeitskampfs schlichtende Gespräche
mit streikenden Arbeitnehmern geführt hatten. Die Frage nach einer Pflicht des
Betriebsrats zur Unterlassung von Arbeitskampfmaßnahmen stellte sich nur in
Abgrenzung zu einer vom BAG erörterten, aber im Ergebnis abgelehnten Pflicht des
Betriebsrats auf die Arbeitnehmer in einer Weise einzuwirken, dass sie die Arbeit
wieder aufnehmen. Auch ohne ausdrückliche Festlegung durch das Gericht kann
jedoch davon ausgegangen werden, dass die Rechtsprechung auch für § 74 Abs. 2
Satz 1 BetrVG entsprechend der vom 6. Senat wenig später begründeten Linie eine
Unterlassungspflicht mit korrespondierendem Unterlassungsanspruch bejahte.

Grund hierfür ist die nach vorherrschender Auffassung bestehende Relation
zwischen § 74 Abs. 2 Satz 1, § 74 Abs. 2 Satz 2 und § 74 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1
BetrVG. Die betriebliche Friedenspflicht nach § 74 Abs. 2 BetrVG besteht insofern
aus drei Bestandteilen: Dem Verbot von Arbeitskämpfen (Satz1), dem Verbot von
Maßnahmen, die den Arbeitsablauf oder Betriebsfrieden stören (Satz2) und als
Unterfall der Störung des Betriebsfriedens dem Verbot parteipolitischer Betätigung
der Betriebsparteien (Satz3).8 § 74Abs. 2 Satz 1BetrVGwird damit alswesentlicher
Inhalt der Friedenspflicht angesehen.9 § 74 Abs. 2 Satz 2 BetrVG ist dagegen nur
„Auffangtatbestand“ zum spezielleren § 74Abs. 2 Satz 1BetrVG.10DasBAGhat die
Frage zum Verhältnis von Satz 1 zu Satz 2 zwar nicht ausdrücklich so ventiliert; es
geht jedoch für § 74 Abs. 2 Satz 3 BetrVG davon aus, dass das Verbot parteipoli-
tischer Betätigung zumindest auch den Zweck der Gewährleistung des Friedens im
Betrieb erfüllen soll.11 Für ein solch einheitliches Verständnis des § 74 Abs. 2
BetrVG spricht auch dessen Überschrift, nach der die ganze Vorschrift „Grundsätze
über die Zusammenarbeit“ aufstellt. Auch in der Tendenz zu den anderen Ent-
scheidungen aus den 1980er Jahren kann daher davon ausgegangen werden, dass die
Rechtsprechung dahin ging, Unterlassungsansprüche für alle pflichtenstatuierenden
Normen der Betriebsverfassung anzunehmen.

Damit lassen sich für die damalige Rechtsprechung drei Fälle identifizieren, in
denen mehr oder weniger ausführlich begründet Unterlassungsansprüche des Ar-
beitgebers gegen den Betriebsrat zugesprochen wurden. Vordergründig scheint das
Thema begrenzt. Dieser Schein trügt jedoch bei genauerer Betrachtung. Neben den
Fällen aus § 74 BetrVG enthält das BetrVG noch weitere Vorschriften, die Pflichten
des Betriebsrats gegenüber dem Arbeitgeber aufstellen. Um das über die bisher
vorhandene beschränkte Rechtsprechung theoretisch weitere Feld der betriebsver-
fassungsrechtlichenUnterlassungsansprüche desArbeitgebers gegen denBetriebsrat
aufzuzeigen, sollen einige hier exemplarisch angeführt werden.

8 HaKo-BetrVG/Lorenz, § 74 BetrVG Rn. 6; WPK/Preis, § 74 BetrVG Rn. 7; FESTL, § 74
BetrVG Rn. 11; GK-BetrVG/Kreutz, § 74 BetrVG Rn. 30; Besgen, BetrVR, S. 295 f.

9 Preis, KollArbR, S. 500.
10 GK-BetrVG/Kreutz, § 74 BetrVG Rn. 88.
11 BAG v. 13.9. 1977, 1 ABR 67/75, AP BetrVG 1972 § 42 Nr. 1 unter B. 2. a).
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